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A N F R A G E  

 
Internationale Solidarität der Region: Finanzplanung, Wirksamkeit der Maßnahmen und Ausblick 

auf das Jahr 2026 
 
 
Internationale Solidarität und Zusammenarbeit sind für die Autonome Region Trentino-Südtirol mehr 
als reine Haushaltsposten: Sie sind Ausdruck einer tief verwurzelten Identität, die auf dem Grundsatz 
des Friedens als grundlegendes Recht der Menschen und der Völker beruht. Dieses Eintreten für 
internationale Solidarität ist keine ‚bloße Wohltätigkeit‘, sondern ein Instrument, mit dem unsere 
Gemeinschaft aktiv Außenpolitik mitgestaltet, indem sie Netzwerke knüpft und Brücken in die Welt 
baut. Dass wir in diesem Bereich über Jahrzehnte hinweg national und international als 
‚Aushängeschild‘ galten, ist kein Zufall, sondern Ausdruck der Überzeugung, dass das Wohlergehen 
unseres Landes untrennbar mit dem globalen Gleichgewicht verbunden ist. Diese besondere 
Sensibilität für Solidarität ist auch in der langen und schmerzhaften Geschichte der Auswanderung 
verwurzelt, die das Trentino geprägt hat. Die Erfahrung von Leid und Entwurzelung hat unsere 
Gesellschaft sensibler für die Bedürfnisse von Menschen in schwierigen Lebenslagen gemacht und 
sollte uns heute mehr denn je dazu verpflichten, den Wert von Aufnahmebereitschaft und 
internationaler Unterstützung hochzuhalten. 
 
Der mit Dekret des Präsidenten der Region Nr. 1/L vom 23. Februar 2010 genehmigte 
Vereinheitlichte Text listet die Zielsetzungen der Initiativen in diesem Bereich klar auf, sprich zur 
Befriedigung der Grundbedürfnisse, zum Schutze des menschlichen Lebens, zur Selbstversorgung in 
Ländern beizutragen, die von Kriegen oder Katastrophen betroffen sind oder die sich in besonders 
schwierigen Verhältnissen wirtschaftlicher oder sozialer Art befinden. 
 
Es wirkt paradox, dass ausgerechnet diejenigen, die stets für ‚Hilfe vor Ort‘ geworben haben, sich 
mehr und mehr von den Möglichkeiten, mit denen vor Ort konkret Entwicklung und Stabilität 
geschaffen werden kann, abwenden, ja diesen sogar ablehnend gegenüberstehen. 
 
Die Entwicklungszusammenarbeit zu kürzen oder in Frage zu stellen bedeutet, ein materielles und 
immaterielles Erbe zu zerstören, das aus gewachsenen Beziehungen, internationaler Glaubwürdigkeit 
und lebenswichtigen Projekten besteht, die unsere Region weltweit repräsentieren. 
 



 

All dies vorausgeschickt, 
 

befragt die unterfertigte Regionalratsabgeordnete die Regionalregierung, 

um Folgendes zu erfahren: 

 

1. Auf welches Ausmaß – aufgeschlüsselt nach Jahren – beliefen sich die im letzten 

Fünfjahreszeitraum für humanitäre Initiativen bereitgestellten und ausbezahlten Mittel? 

2. Welche Einrichtungen haben diese Beiträge erhalten? Es wird ersucht, die Zielländer, in 

denen diese tätig sind sowie die Art der finanzierten Projekte anzuführen (Gesundheits-, 

Bildungs-, Sozial- oder Nothilfeprojekte).  

3. Sind im vergangenen Fünfjahreszeitraum bereits gewährte Beiträge widerrufen oder 

Vereinbarungen aufgelöst worden? Falls ja, wird um Auskunft darüber ersucht, aufgrund 

welcher technischer Gründe oder Verstöße die entsprechenden Entscheidungen getroffen 

worden sind. 

4. Sind im letzten Fünfjahreszeitraum Initiativen „in Form von Sachleistungen“ ergriffen 

worden, insbesondere durch die direkte Entsendung von medizinischen Geräten, 

Medikamenten oder Lebensmitteln seitens der Regionalregierung und falls ja, welche? Sind 

Projekte der vorübergehenden Aufnahme im Gebiet der Region, die der kulturellen und 

beruflichen Ausbildung von Personen aus Krisengebieten dienen, vorangetrieben worden? 

5. Beabsichtigt die Regionalregierung die Finanzmittel für das Jahr 2026 beizubehalten, zu 

erhöhen oder zu reduzieren und wann werden die Bekanntmachungen für das nächste 

Finanzjahr veröffentlicht? 

6. Ist der Beitrat, der eine zentrale Garantie- und Kontrollfunktion wahrnimmt, ordnungsgemäß 

einberufen worden, um die Kriterien für die Zuerkennung der Beiträge festzulegen? 

 
 
Im Sinne der Geschäftsordnung wird um eine mündliche Antwort ersucht. 
 

Gez.: DIE REGIONALRATSABGEORDNETE 
Mariachiara FRANZOIA 

 


